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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 0/2923 — 


Internationale Kriegsdienstverweigerung und Menschenrechte 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit hat mit Schreiben vom 1 1. März 
1985 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1 . Ist die Bundesregierung bereit, sich für die internationale Anerken- 
nung und rechtliche Verankerung des Rechts auf Kriegsdienstver- 
weigerung in den zuständigen Gremien der Vereinten Nationen 
einzusetzen, und wenn ja, welche Schritte sieht sie als geeignet an, 
das Recht auf Kriegsdienstverweigerung international als Men- 
schenrecht zu verankern? 

Nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland darf 
niemand gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe 
gezwungen werden. Die Bundesregierung begrüßt alle Bestre- 
bungen, dieses Recht auch international zur Geltung zu bringen. 
Sie unterstützt die Behandlung dieses Themas bei der 41. Tagung 
der VN-Menschenrechtskommission in Genf und ggf. dessen Wie- 
deraufnahme in der Generalversammlung bzw. der 42. Tagung 
der VN-Menschenrechtskommission. 


2. Kann die Bundesregierung im einzelnen begründen, wie sie zu den 
in dem erwähnten Bericht von Eide, Mubanga-Chipoya in den 
§§154 bis 169 auf gelisteten Empfehlungen steht? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, diese Empfehlungen in ihrem vol- 
len Wortlaut in den Gremien der Vereinten Nationen, der UN- 
Menschenrechtskommission und der UN-Generalversammlung zu 
unterstützen? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Voraussetzun- 
gen, nach denen eine Kriegsdienstverweigerung unbedingten 
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Rechtsschutz genießen soll, in besagten Empfehlungen (insbeson- 
dere den Empfehlungen 154 und 157 bis 160) sehr viel weiter 
gefaßt sind als in Artikel 4 Abs. 3 GG und den einschlägigen 
Ausführungsgesetzen im Zusammenhang mit diesem Grundge- 
setzartikel, wonach zum Beispiel „tiefe Überzeugungen (profound 
convictions) " und völkerrechtliche Grundsätze per se, d. h. ohne 
Vorhegen einer sogenannten Gewissensentscheidung als Motive 
für die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer nicht genügen? 
Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, den Artikel 4 Abs. 3 GG 
im Sinne dieser Empfehlungen in Zukunft großzügiger zu fassen 
und zu interpretieren? 


Für die Bundesregierung sind Artikel 4 Abs. 3 und Artikel 12 a GG 
in der Auslegung durch das Bundesverfassungsgericht (insbeson- 
dere BVerfGE 48, 127 ff.) maßgeblich. Danach steht das Recht, 
vom Kriegsdienst mit der Waffe befreit zu werden, im engen 
Zusammenhang mit der allgemeinen Wehrpflicht, die ebenfalls 
verfassungsrechtlich verankert ist, und mit der aus dem allgemei- 
nen Gleichheitssatz (Artikel 3 Abs. 1 GG) folgenden Wehrgerech- 
tigkeit. Diese verfassungsrechtlichen Regelungen erlauben es 
nicht, andere als Gewissensgründe für die Kriegsdienstverweige- 
rung anzuerkennen. 


5. Unterstützt die Bundesregierung die von mehreren Nichtregie- 
rungsorganisationen (NGOs) erhobene Forderung nach Einrich- 
tung einer offiziellen Kommission, die im Auftrag der Vereinten 
Nationen die Verwirklichung besagter, in unveränderter oder 
modifizierter Form angenommener Empfehlungen zum Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung international überwachen soll? 


Die Bundesregierung hält die bestehenden Einrichtungen der 
Vereinten Nationen, wie z. B. die Menschenrechtskommission 
und ihre Verfahren, für ausreichend. 


6. Im Oktober letzten Jahres veranstalteten mehrere europäische 
Jugend- und Friedensorganisationen in Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Jugendzentrum in Straßburg ein Symposion zum 
Thema „Kriegsdienstverweigerung - ein Menschenrecht" und ver- 
abschiedeten dabei einen Entwurf für ein Protokoll, das als Zusatz 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention das Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung für die Mitgliedstaaten des Europarates 
verbindlich testschreiben soll. 

Hat die Bundesregierung Kenntnis von dieser Initiative, und. wenn 
ja, was ist ihre Position gegenüber diesem Protokollentwurf, und ist 
sie bereit, sich im Sinne dieser Initiative in den Gremien des 
Europarates für die Verankerung des Rechts auf Kriegsdienstver- 
weigerung in der Europäischen Menschenrechtskonvention einzu- 
setzen? 

7. Welche Schritte hat die Bundesregierung seit 1977 unternommen, 
um der Empfehlung 816 der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates, in der die Mitgliedstaaten des Europarates aufgefor- 
dert werden, das Recht auf Kriegsdienstverweigerung in der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention zu verankern, nachzu- 
kommen? 

8. Ist die Bundesregierung, nachdem bisherige Bemühungen in die- 
ser Richtung bisher offensichtlich erfolglos geblieben sind, bereit, 
in dieser Angelegenheit erneut initiativ zu werden, und wenn ja, in 
welcher Form? 
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Die Aufnahme eines Rechts auf Kriegsdienstverweigerung aus 
Gewissensgründen in die Europäische Menschenrechtskonven- 
tion ist mehrfach geprüft worden, fand und findet aber keine 
ausreichenden Mehrheiten im Europarat. Die Bundesregierung 
beteiligt sich jedoch an der Ausarbeitung einer Empfehlung, die 
dem Ministerkomitee zur Verabschiedung vorgelegt und in der 
den Mitgliedstaaten empfohlen werden soll, in ihrem jeweiligen 
nationalen Recht die Anerkennung der Ablehnung des Kriegs- 
dienstes mit der Waffe aus Gewissensgründen und die Einführung 
eines Ersatzdienstes in ihrem innerstaatlichen Recht gesetzlich zu 
regeln. 


9. War die Frage des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung Gegen- 
stand von Gesprächen bundesdeutscher Regierungsmitgüeder mit 
Vertretern der Staaten, die zwar Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft oder des Europarates sind, deren rechtliche Rege- 
lung des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung aber den Anforde- 
rungen der Entschließung des Europaparlaments vom 7. Februar 
1983 oder den Mindestempfehlungen des Europarates bis jetzt 
nicht genügen, insbesondere der Schweiz, der Türkei, Griechen- 
lands und Zyperns, und wenn ja, wann, gegenüber wem und in 
welcher Form? Wenn nein, gedenkt die Bundesregierung sich 
künftig im Rahmen büateraler Gespräche im Sinne dieser Ent- 
schließung und Empfehlungen für das Recht auf Kriegsdienstver- 
weigerung in den betreffenden Ländern einzusetzen? 


Die Bundesregierung betrachtet die Regelungen zum Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung als eine innere Angelegenheit jedes 
einzelnen Staates. Sie sieht sich daher grundsätzlich nicht dazu 
berufen, in dieser Hinsicht auf andere Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft oder des Europarates einzuwirken. 


10. Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen der Ent- 
schließung des Europaparlaments vom 7. Februar 1983, wo in 
Artikel 3 gefordert wird, „daß die Dauer dieses Ersatzdienstes (. . .) 
die Dauer des normalen Wehrdienstes, einschließlich der militäri- 
schen Übungen nach der militärischen Grundausbildung, nicht 
überschreiten dürfte" und des durch das Kriegsdienstverweige- 
rungs-Neuordnungsgesetz um ein Drittel der Dauer des regulären 
Wehrdienstes verlängerten Zivüdienstes? 

Das neue Kriegsdienstverweigerungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland entspricht nach Auffassung der Bundesregierung der 
Entschließung des Europaparlamentes. 


11. Ist die Bundesregierung bereit, Kriegsdienstverweigerern, die in 
ihren Herkunftsländern nicht anerkannt worden sind oder werden, 
in der Bundesrepublik Deutschland politisches Asyl zu gewähren? 

In der Bundesrepublik Deutschland hat jeder politisch Verfolgte 
nach Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 GG einen Anspruch auf Anerken- 
nung als Asylberechtigter. Nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verwaltungsgerichts begründet der Zwang, in Erfüllung staatlich 
angeordneter allgemeiner Wehrpflicht Dienst mit der Waffe zu 
leisten, für sich allein noch keinen asylrechtlichen Anerkennungs- 
grund. Die Zwangsrekrutierung kann dagegen dann politische 
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Verfolgung darstellen - wenn sie - auch - von dem Motiv des 
Staates bestimmt ist, die Wehrpflichtigen mit der Heranziehung 
zum Wehrdienst wegen ihrer durch das Asylrecht geschützten 
Merkmale oder Überzeugungen zu treffen und bei Verweigerung 
mit politisch überhöhter Bestrafung (sog. „Politmalus") zu rech- 
nen ist. 

Im Anerkennungsverfahren vor dem Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge in Zirndorf sowie in den Rechts- 
mittelinstanzen wird das individuelle Verfolgungsschicksal des 
Antragstellers geprüft und jeweils im Einzelfall entschieden, ob 
die Voraussetzungen für die Anerkennung als politisch Verfolgter 
erfüllt sind. 


12. Kann die Bundesregierung - auf geschlüsselt nach den Herkunfts- 
ländern der Asylantragsteller - darüber Auskunft geben, wie viele 
Kriegsdienstverweigerer in den letzten vier Jahren in der Bundes- 
republik Deutschland um politisches Asyl nachgesucht haben und 
in wie vielen Fällen - auf geschlüsselt nach dem jeweiligen Her- 
kunftsland - diesen Anträgen stattgegeben wurde? 

Die Statistik des Bundesamts für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge ist nur nach Nationalitäten, nicht nach Anerken- 
nungsgründen aufgeschlüsselt. Es können deshalb keine An- 
gaben zu dieser Frage gemacht werden. 


13. Ist die Bundesregierung bereit, über die bereits bestehenden Mög- 
lichkeiten hinaus anerkannten, bundesdeutschen Kriegsdienstver- 
weigerern die Ableistung ihres Zivildienstes im Ausland im Rah- 
men sogenannter Freiwilligendienste zu ermöglichen? Kann sie 
darüber Auskunft geben, wie viele Kriegsdienstverweigerer im 
letzten Jahr ihren Zivildienst im Ausland ableisten konnten und 
welche Organisationen dafür Plätze bereitgestellt bekommen 
haben? 


Anerkannte Kriegsdienstverweigerer, die im Ausland bestimmte 
Freiwilligendienste geleistet haben, die der Völkerverständigung 
dienen, werden anschließend nicht zum Zivildienst herange- 
zogen. Diese mit den betroffenen Trägerorganisationen seinerzeit 
vereinbarte Regelung ist später vom Deutschen Bundestag ver- 
schiedentlich gebilligt worden. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt, sie fortzusetzen. Als Träger solcher Dienste sind anerkannt: 
Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden, Aktion Sühnezei- 
chen-Friedensdienste e.V.; Bund der Deutschen Katholischen 
Jugend, Diözese Rottenburg-Stuttgart; Christengemeinde e.V. 
Schorndorf; Diakonisches Werk in Hessen und Nassau; Eirene 
Internationaler Christlicher Friedensdienst e.V.; Freie evange- 
lische Gemeinde Worms; KdöR; Internationaler Diakonischer 
Jugendeinsatz; Nes Ammin Verein zur Förderung einer christ- 
lichen Siedlung in Israel e.V.; Service Civil International und 
Stiftung Sozialer Friedensdienst Pfalz. 

Im Jahre 1984 leisteten 81 anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
bei den genannten Organisationen Dienst. 
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